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Wir kämpfen für 
 
– eine gleich gute medi-
zinische Behandlung von 
Menschen aller Schich-
ten 
– soziale und gerechte 
Arbeitsbedingungen in 
den Gesundheitsberufen 
– die solidarische Unter-
stützung  partizipativer          
Gesundheitsbewegungen       
international 
– die uneingeschränkte  
medizinische Versorgung 
von Geflüchteten  

 
Wir kritisieren 

 
– die Kommerzialisierung 
der Medizin 
– den Lobbyismus der 
Geräte- und Pharmain-
dustrie 
– jede Form der Zwei-
Klassen-Medizin 

 
Wir sind 

 
– Ärzt*innen 
– Psychotherpeut*innen 
– Medizinstudierende 

Verein demokratischer Ärztinnen und Ärzte fordert: 
Sofort elektive Eingriffe verschieben, DRG aussetzen und Refinanzierung aller Kosten  

 
Überfüllte Intensivstationen, überlastetes Personal, schlecht versorgte Patient*innen und die 
Gefahr, dass Methoden der Triage angewendet werden müssen. So sieht es aktuell in den 
Krankenhäusern aus. „Ein Betreuungsschlüssel von einer Pflegekraft für 3 bis 4 Covid-19-
Patient*innen auf der Intensivstation erinnert an Kriegsmedizin“, sagt Dr. Peter Hoffmann, 
Mitglied im Vorstand des vdää. „Das ist keine unvermeidliche Folge der Pandemie oder Schick-
sal, sondern Resultat einer desaströsen Planung und der Finanzierung über Fallpauschalen 
(DRG)“. 
 
In der ersten Corona-Welle haben die meisten Krankenhäuser gut planbare elektive Eingriffe 
heruntergefahren und Betten freigehalten. Vor allem private Kliniken haben mit der Leer-
standsprämie ein gutes Geschäft gemacht. Jetzt in der zweiten Welle wird das Freihalten von 
Betten nicht in gleicher Weise gefördert. Daher versuchen die meisten Krankenhäuser mög-
lichst ihren Regelbetrieb aufrecht zu erhalten, auch wenn es sich um leicht verschiebbare 
Wahleingriffe handelt. Auch weil in vielen Krankenhäusern zunehmend an Covid-19 erkrankte 
Beschäftigte ausfallen, andere Kräfte aber durch den weiteren Vollbetrieb gebunden sind, führt 
diese Vorgehensweise zu Überlastung und schlechterer Versorgung. Dies erfolgt aus rein finan-
ziellen Erwägungen, weil sonst die Defizite bis hin zur Insolvenzgefahr zunehmen.  
 
„Es darf nicht sein, dass gerade den Krankenhäusern die Insolvenz droht, die die Hauptlast der 
Coronakrise tragen - also die, die viele Covid 19-Patient*innen versorgen und es gerade noch 
schaffen, die Notfallversorgung aufrechtzuerhalten. Besonders diesen müssen alle entstande-
nen Kosten und entstandenen Erlösausfälle ersetzt werden“, so Dr. Nadja Rakowitz, Geschäfts-
führerin des vdää. „Es ist offensichtlich, dass die DRG – auch wenn sie um Coronahilfen ergänzt 
werden – nicht geeignet sind, um die Existenz der Krankenhäuser zu gewährleisten. Eine Finan-
zierung über Preise (DRG) geht völlig an den Erfordernissen der Daseinsvorsorge vorbei. Die 
DRG gehören jetzt ausgesetzt oder gleich abgeschafft; ansonsten riskieren wir die Gesundheit 
und Sicherheit von Patient*innen und Beschäftigten“, so Rakowitz weiter. 
 
Angesichts dieser dramatischen Situation fordert der vdää eine sofortige Umsteuerung:  

 Es braucht sofort eine verbindliche Regelung der Bundesregierung zur Verschiebung al-
ler nicht notwendigen Eingriffe in der aktuellen Pandemie-Situation. 

 Es braucht sofort eine Finanzierungsregelung, die dafür sorgt, dass alle Kosten, die in 
2020/2021 in den Krankenhäusern anfallen, in voller Höhe refinanziert werden (Selbst-
kostendeckung), sodass kein Krankenhaus durch die Corona-Krise finanziell bedroht 
wird. Krankenhäuser dürfen nicht finanziell für Sicherheit und Vorhaltung von Kapazitä-
ten bestraft werden. 

Dr. Nadja Rakowitz (Pressesprecherin) 
 

Der vdää ist Mitglied im Bündnis Krankenhaus statt Fabrik. Bitte beachten Sie auch die im 
September veröffentlichte breit getragene Resolution des Bündnisses „Die Corona-Krise 
muss Konsequenzen haben“. 

 


